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E. Die Tätigkeit zugunſten des Arbeiterſtandes .

66. Die Keichsverſicherungsordnung mit ihrem großen

Fortſchritt iſt ſchon Seite 126 ff . beſprochen worden ; es bedarf daher

hier nur des Hinweiſes , daß ſich in dieſer die dringendſten Wünſche

des Arbeiterſtandes verwirklicht haben .

67 . Zum Schutze einzelner Arbeiterkategorien hat das

Zentrum folgende Anträge eingebracht :
1. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dahin zu wirken , daß die ärztliche

Anmeldung der gewerblichen Bleierkrankungen zur Pflicht gemacht wird ,

II. Seſſ . 1909/11 Druckſ. Nr. 791 )

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dahin zu wirken , daß durch Bundes0
ratsverordnung (§88 16, 120e der G. ⸗O) die Arbeiter in Celluloid

warenfabriken gegen di Gefahren für Leben und Geſundheit ins

beſondere gegen Brandgefahr — tunlichſt geſchützt werden . (II . Seſſ .

1909/11 Druckſ . Nr. 792 )

Beide Anträge ſind im Reichstage angenommen worden .

68 . Das Arbeitskammergeſetz iſt in zweiter Leſung erledigt ,

aber in dritter noch nicht beraten worden . Die Regierung hat folgende

beiden Beſchlüſſe des Reichstags für unannehmbar erklärt :

1. Unterſtellung der Staatsarbeiter unter das Arbeitskammer

geſetz ,
2. Wahl der Arbeiterſekretäre zu den Arbeitskammern .

Auf den zweiten Beſchluß legt das Zentrum aber entſcheidenden

Wert , da es für die Lebensfähigkeit der Kammer fürchtet , wenn man

die Arbeiterſekretäre ausſchließt . Ob daher das Geſetz zuſtandekommen
wird , iſt fraglich .

F . Die Tätigkeit zugunſten der Beamten und

Arbeiter des Reichs .

69 . Die Beſoldungsfrage für Reichsbeamte iſt durch

das Beſoldungsgeſetz von 1909 im allgemeinen geregelt ; der Bundes —

rat widerſetzt ſich jeder Herausgreifung einer einzelnen Kategorie , weil

er dadurch die Aufrollung der geſamten Gehaltsfrage befürchtet , die

1909 dem Reiche 117 Mill . M. Mehrausgaben verurſacht hat . Der

Reichstag hat trotzdem folgende Reſolutionen vorgenommen :

1. die verbündeten Regierungen zu erſuchen , die unbeabſichtigten Härten ,

die durch die Regelung der Bezüge der P oſtunterbeamten in der

Beſoldungsordnung geſchaffen ſind , durch geeignete Maßregeln aus —

zugleichen ,
2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , bei den verbündeten Regierungen

dahin zu wirken , daß den Oberpoſt - und T elegraphenaſſiſtenten
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